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Undemokratische Regierungen

Offiziell bezeichnen sich heute die meisten Staaten als
Demokratien, eine genauere Analyse zeigt aber, dass das Mehrheitsprinzip

durch eine grosse Zahl von konkurrierenden Prinzipien
und Einschränkungen stark relativiert wird. In der Geschichte

begegnen wir vorwiegend gemischten Regierungsformen, die
bemerkenswert erfolgreich waren.

L/as allgemeine Wahlrecht
entwickelte sich langsam. Frauen durften
in den meisten Demokratien vor dem
Ersten Weltkrieg nicht wählen. In England
erreichten sie das volle Wahlrecht erst
1931. Auch die Männer der unteren
Schicht bekamen dort erst 1918 das volle
Wahlrecht. In den USA durften die
Schwarzen erst nach 1960 wählen.

Auch in der Schweiz sind nicht alle

Angehörigen der arbeitenden Bevölkerung
wahlberechtigt. Es gibt viele ausländische
Arbeitskräfte aus der unteren Berufsschicht,
die nur geringe Aussichten haben, Bürger
werden zu können und abstimmen und
wählen zu dürfen. Dabei gilt die Schweiz als

der demokratischste Staat der Welt.
In der klassischen Demokratie von Athen

oder Rom herrschte direktes Wahlrecht; die

Bürger mussten zur Pynx oder zum Forum
gehen um zu wählen. Sie wählten in Sippen,
das bedeutet, dass nicht alle Stimmen das

gleiche Gewicht hatten. Athen ging bis ins
Extrem und wählte nahezu alle Ämter durch
Los. Diese willkürliche Methode kann man
noch in der Stoa von Attalus sehen. Die
Generäle wurden allerdings gewählt und nicht
durch das Los bestimmt. Die amerikanischen

Gerichte sind zumindest in der Theorie

durch das Los bestimmt.
Direktdemokratische Entscheidungen

sind in der Schweiz und im Westen der
USA sehr häufig. Ob das eine Verbesserung

darstellt oder nicht, ist eine offene
Frage. Empirische Arbeiten in der Schweiz

zeigen allerdings, dass es besser

funktioniert, als wenn die Entscheidungen dem

gewählten Parlament oder der Regierung
überlassen werden.

Demokratien - heute und morgen

Seit dem Zusammenbruch des

Sowjetimperiums wird nur noch die Hälfte

der Weltbevölkerung autokratisch regiert.
Trotzdem sind nicht alle früheren Teile
der Sowjetunion heute unabhängige
Demokratien. Per definitionem ist Russland
heute eine Demokratie - die Tschetschenen

freilich werden das wohl in Abrede
stellen. Die osteuropäischen Staaten, die
früher unter russischer Herrschaft standen,

sind heute mehr oder weniger
demokratisch. Hingegen sind die asiatischen
Staaten unter früherer russischer
Herrschaft noch weitgehend Diktaturen. Die
einzige Veränderung besteht darin, dass

sich dort langsam demokratisches Gedankengut

ausbreitet.
Auch in Lateinamerika ist die Demokratie

im Vormarsch, wenngleich diese neuen
Demokratien noch nicht sehr stabil sind.
Inzwischen ist nur noch Kuba eine reine
Diktatur. Die Staatsgebilde der früheren
Kolonien in Afrika, die als Demokratien
gegründet wurden, sind mittlerweile in
den meisten Fällen wieder zusammengebrochen.

Ihre Zukunft ist ungewiss. Die
früheren französischen Kolonien südlich
der Sahara sind in der Entwicklung hinter
den anderen Kolonien an die 10-15 Jahre
zurück, weil die Franzosen sich nur
teilweise langsam zurückgezogen haben und
die alten Regierungen unter französischem
Einfluss standen.

Nach Tom Sowel hat der Kollaps in
Afrika viele historische Präzedenzfälle.
Das historische England zum Beispiel: Vor
mehr als 2000 Jahren herrschten dort
viele rückständige, zerstrittene Stämme.
Die Insel wurde von den Römern erobert,
d.h. von einem zivilisierten Staat mit
höherer militärischer Technologie.
Vierhundert Jahre lang stand die Insel nur
unter einem wenig prägenden zivilisatorischen

Einfluss. Als die römischen Legionäre

England verliessen, war der Kollaps
wahrscheinlich noch schlimmer als der
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Zusammenbruch in Afrika
und hatte sicherlich nichts
mit Rassenfragen zu tun.

Meine Prognose: Südafrika
wird entweder eine Diktatur
oder ins Chaos fallen. Die
moslemischen Staaten - mit
Ausnahme des Iran und der
Türkei - sind Diktaturen
und werden es wohl bleiben.

Viele Diktaturen werden

wohl erbliche Monarchien

— Beispiele: Nord-
Korea, Syrien, Aserbeidschan
— das könnte Signalwirkung
für andere Diktaturen haben

- wobei zumeist der erbende
Monarch milder ist als sein

Vorgänger.

Grenzfälle

Indien ist in Wahrheit eine
konstitutionelle Monarchie.
Mit einer einzigen Ausnahme
kam der Premierminister aus
der gleichen Familie. Als der
letzte echte Erbe ermordet
wurde, tauchte auch die
Bezeichnung «Dynastie» auf. Es

gab den Versuch, die Dynastie

mit der Frau des letzten
Erben aufrechtzuerhalten,
aber sie stammte aus Italien.
Zu beobachten war eine
kurze Unterbrechung der

Dynastie, nachdem Indien
anstatt des Premierministers einen Diktator

bevollmächtigte. Nach zwei Jahren
wurde wieder gewählt. Die Familie verlor
die Wahl, aber sie kam nach einer kurzen
Pause wieder zurück. Die Mehrheit der
Wähler war aufgespalten in verschiedene
kleine Parteien, manche von ihnen waren
auf der rechten Seite und manche standen
links von der Congress-Partei. Aber sie
schafften es nie, eine Koalition zu bilden.
Es ist in Demokratien nicht ungewöhnlich,

dass die Gewinnerpartei nur eine
Minderheit der Wähler auf ihrer Seite hat.
Die englische Regierung konnte sich mit
Ausnahme einer kurzen Zeit während des

Zweiten Weltkriegs nie auf eine Mehrheit
stützen. Weder der rechte Flügel noch der
linke Flügel schaffte es auf die Dauer, die
Mehrheit der Wählerstimmen zu erhalten.

£ Xp

//t&ec &t- / /i
Eine ähnliche Situation gibt es in

Kanada. Auch Präsident Clinton hatte bei den
Wahlen keine Mehrheit. Wenn mehr als

zwei Kandidaten aufgestellt werden, dann
ist es normal, dass die Spitzenkandidaten
keine absolute Mehrheit erreichen.

Extrem beschränktes Stimmrecht

Das alte Venedig bietet ein gutes Beispiel
für beschränktes Stimmrecht. Es gibt dazu
keine genauen Daten, aber es ist überliefert,

dass nur 10 Prozent der erwachsenen
Männer zur Wahl gehen durften. Wie in
modernen Imperien üblich, konnten die
Leute, die in Besitzungen des Herrscherhauses

lebten, nicht wählen. Wählen war
ein ererbtes Privileg. Aber die Leute, die
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wählen konnten, scheinen sehr viel Zeit
mit Politik verbracht zu haben. Da die
meisten von ihnen Kaufleute waren, ist das

überraschend.
Obwohl Wählen ein ererbtes Privileg

war, waren die Venezianer sehr vorsichtig
und begrenzten die Zeit, in der ein
gewählter Amtsträger sein Amt ausüben
durfte — mit Ausnahme des meist älteren

Dogen. Darüber hinaus waren die
Wahlmethoden so kompliziert, dass es für
die einzelnen Familien und Koalitionen
sehr schwierig war, das Ergebnis zu
kontrollieren. Aber sie konnten die permanenten

Familienkriege vermeiden, die
die Demokratie in anderen italienischen
Städten zerstörte, soweit man hier
überhaupt von einer Demokratie sprechen
konnte.

Trotz alledem ist das venezianische
Ergebnis erstaunlich: Die Wähler schafften
es, eine Lagune zur bedeutenden
Staatsmacht, zu einem blühenden Handelsplatz
auszubauen und einen beachtlichen
Industriesektor ins Leben zu rufen - und
das 800 Jahre lang ohne Staatsstreich. Im
17. Jahrhundert flogen sie - wie die
anderen italienischen Stadtstaaten - aus
dem Rennen, weil sie zu klein waren. In
militärischen Angelegenheiten konnten sie

nicht mehr mit Frankreich, Österreich
und Spanien konkurrieren. Doch man
darf nicht vergessen, dass sie lange Zeit
als Wächter gegen die Türken
standhielten.

Ein anderes Beispiel, bei dem limitiertes
Wahlrecht zum Erfolg führte, ist England
während der Whig-Vetiode - von der
Glorreichen Revolution bis ins Jahr 1842

(Reform Bill). Das Oberhaus war erblich, und
das Unterhaus wurde durch das verrottete
Borough System gewählt.

Dennoch, oder vielleicht gerade deswegen,

wurde die kleine Insel zur Führungsmacht

in Europa und schuf ein weltweites
Empire.

Autokratien

Es gibt noch viele Staaten, in denen das

Wahlrecht beschränkt war, das gilt für
Athen, Rom, Sparta. Es soll hier nicht der
Eindruck erweckt werden, dass Demokratie

mitbeschränktem Wahlrecht eine in
jeder Hinsicht überlegene Institution sei,
aber sie hat in zahlreichen Fällen während

Obwohl

wählen ein

ererbtes

Privileg war,

waren die

Venezianer

sehr vorsichtig

und begrenzten

die Zeit, in

der ein

gewählter

Amtsträger

sein Amt

ausüben

durfte.

Ein König

hatte demnach

die gleichen

Interessen

wie ein

Gutsbesitzer

oder

Firmeneigentümer.

längerer Zeit nachweisbar gut funktioniert.

Vor dem Zusammenschluss im 19.
Jahrhundert bestand Deutschland aus einer
Reihe von Kleinstaaten, die alle
absolutistische Herrscher hatten — mit Ausnahme

von Preussen, das eine grössere Autokratie
war. Sie standen alle miteinander im
Wettbewerb. Die kleinen Staaten brauchten

Einnahmen, aber der normale Weg, zu
Geld zu kommen, war ihnen verschlossen.
Da sie so klein waren, war es einfach, über
die Grenze zu gehen. Hohe Zölle hätte man
leicht umgehen können. Hohe Steuern
hätten bedeutet, dass die Bürger 20
Kilometer weiter eingekauft hätten. Die
Lösung war simpler Kameralismus, d.h. die

Bewirtschaftung staatlicher Güter und
Betriebe, deren Ziel es war, das Einkommen
des Landesherrn zu steigern.

Traditionelle Moslem-Staaten waren
Autokratien, aber Autokratien, bei denen
der Herrscher wenig Macht über das Recht
hatte. Gesetze basierten auf dem Koran,
der durch gelehrte Theologen und
Rechtskundige subtil kommentiert und interpretiert

wurde. Theoretisch hatte der Herrscher

keine Macht, etwas zu verändern
und in der Praxis nur geringe Chancen. Er
konnte zwar willkürlich jeden verurteilen,
einschliesslich die auf die Scharia
spezialisierten Richter, aber er konnte das Gesetz

nicht ändern. Ursprünglich waren die
arabischen Staaten in Kalifaten vereinigt.
Diese brachen mit der Zeit zusammen und
es entstanden eine grosse Zahl von kleinen
Autokratien wie in Deutschland — mit
Ausnahme der Rechtssituation. Heute gibt
es immer wieder Bestrebungen, die Scharia

in den arabischen Staaten wieder
einzuführen und deren Einfluss zu verstärken.

Auch das alte chinesische Reich war
undemokratisch. An der Spitze der Regierung

stand der Kaiser, dessen Amt erblich
war, wenn alles gut lief. Aber die
Dynastien hielten sich nicht ewig. 300 bis
400 Jahre waren mehr oder weniger normal.

Wenn eine Dynastie verfiel, dann war
die Ursache zumeist der Verfall des

Herrscherhauses. Spätere Kaiser porträtierte
man in der Geschichte häufig als mehr
oder weniger degeneriert — umgeben von
einflussreichen Frauen und Eunuchen.
Ein wesentliches Merkmal des chinesischen

Systems ist die Organisation in kleinen,

lokalen Einheiten, auf denen dann
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auch die Regierung grosser Städte basiert.
Sie sind wie Dörfer auf dem Land
organisiert, hatten natürlich weniger Macht
und geringe Möglichkeiten der
Rechtsprechung. Sie befassten sich mit lokalen
Angelegenheiten, waren aber nicht
unabhängig von der Regierung. Die lokalen

Regierungen waren mehr oder weniger
demokratisch, wenn auch keine perfekten
Demokratien. Die chinesischen
Kommunisten behielten diese kommunalen
Verwaltungen bei, obwohl diese weniger
Macht hatten und mehr kontrolliert wurden

als vorher. Diese Konstruktion führte
zu Schwierigkeiten und nicht selten zu
Blutvergiessen. Die lokalen Regierungen
im kommunistischen China zeigen, dass

die typischen Strukturen des alten China
partiell aufrecht erhalten wurden.

Regierungsbeamte mussten eine schwierige

Prüfung auf drei Ebenen bestehen.
Die Prüfung war so schwer, dass sie nur
jeder fünfte bestand, insgesamt bestanden
sie 6000 Kandidaten. Die Kandidaten
mussten ein Essay über Geschichte und
Philosophie schreiben und auch in
technischen Fragen Bescheid wissen. Aber
auch der Stil und die Handschrift wurden
benotet, manchmal waren die Kandidaten

sogar verpflichtet, Gedichte zu schreiben.
Es wurden auch alle möglichen Vorsichts-
massnahmen getroffen, um Abschreiben
und Betrug zu verhindern. Trotzdem war
und ist Korruption in den Ämtern an der

Tagesordnung, sowohl im alten als auch
im kommunistischen China. Aber die
Korruption belastete die Staatsfinanzen nicht
wirklich.

Erbliche Monarchien

In der Blütezeit des Kaiserreichs lebte
ein Drittel der Menschheit in einem
Gebiet, das ungefähr so gross war wie das
Gebiet in den USA, östlich des Mississippi.
Der Lebensstandard war ähnlich wie in
anderen Teilen der Welt, wahrscheinlich
etwas höher. Sie lebten in Frieden und hatten

eine relativ niedrige Kriminalitätsrate.
Im Fall von China ist es wichtig, dass

es sich auch um eine relativ homogene
kulturelle Entwicklung handelte und um ein
Gebiet, in dem ältere Kulturen gepflegt

Ein

wesentliches

Merkmal des

chinesischen

Systems

ist die

Organisation

in kleinen,

lokalen

Einheiten.

Die

Staatsformen

haben keinen

entscheidenden

Einfluss auf

das Wesen

des Menschen,

das relativ

konstant ist.

wurden. China war übrigens damals etwa
halb so gross wie heute.

Die erbliche Monarchie ist die normale
Regierungsform unter den Monarchien.

In europäischen Monarchien bei monogamen

Herrschern war die Nachfolge
zumeist problemlos. Schwieriger war es dort,
wo die Herrscher viele Frauen hatten.
Dort begann beim Tod des Herrschers

häufig ein Bürgerkrieg zwischen den
Söhnen. Auch in Europa, wo die Erbfolge
relativ friedlich verlief, kam es zu
Nachfolgekriegen, die Rosenkriege zum Beispiel.
Gelegentlich gab es auch Erbfolgeprobleme,

weil die Nachfolger geistesgestört
waren - zum Beispiel bei Alexander dem
Grossen. Der wirkliche Erbe Alexanders
des Grossen war sein einfältiger jüngerer
Halbbruder, aber der nachgeborene Sohn
wurde zum Nachfolger erkoren.

Die französischen Monarchisten fanden
ein ziemlich raffiniertes Argument für die
absolute Monarchie: Interessen des Königs
und seines Landes seien identisch, wenn
er als Eigentümer des Landes fungiere.
Öffentliche Güter sind nach dieser
Auffassung Privateigentum des Königs, der
Strassen und Kanäle baute und für Polizei
und Justiz sorgte. Ein König hatte demnach

die gleichen Interessen wie ein
Gutsbesitzer oder Firmeneigentümer.

Darüberhinaus sind kaum Anhaltspunkte

dafür zu finden, dass Könige
aussergewöhnliche Härte gegenüber den

Bürgern zeigten. Es mochte in Europa
reiche und arme Staaten gegeben haben,
aber ein Zusammenhang zwischen armen
und reichen Ländern und absoluter und
konstitutioneller Monarchie ist nicht
festzustellen.

Die Staatsformen haben keinen
entscheidenden Einfluss auf das Wesen des

Menschen, das relativ konstant ist.
Normalerweise ist ein König nicht viel
klüger als ein Durchschnittswähler.
Aufstieg in einer Demokratie und Aufstieg
am königlichen Hof ist von ähnlichen
Merkmalen bestimmt. Die Menschen,
welche die Gunst der Könige gewinnen,
sind den Politikern, die Wahlen gewinnen,
nicht unähnlich. In beiden Fällen werden
sie sich nach der «Stimme ihres Herrn»
richten - nach Königen oder Wählern.
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